. 
Geſetz⸗ Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 3. 


(Nr. 2234.) Genehmigungs-Urfunde der Zuſatz⸗Artikel XIV. und XV. zur Rheinſchiffahrts⸗ 
Akte vom 31. März 1831. D. d. den 8. Oktober 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Guaden, König von 
Preußen ꝛc. ıc. 
Thun kund und fügen hiermit zu wiſſen: N ö 
Nachdem die Central⸗Rheinſchiffahrts Kommiſſion ſich in ihrer am 
21. September gehaltenen 17ten vorigjaͤhrigen Sitzung anderweit uͤber die nach⸗ 
en, beiden Supplementaire-Artikel XIV. und XV. zur Rheinſchiffahrts⸗ 
kte vom 31. Maͤrz 1831. 


XIVter Supplementaire-Artikel. 

„Der Artikel 90. der Konvention vom 31. Maͤrz 1831. wird auf⸗ 
„gehoben, und durch folgende Beſtimmung Fra 25 

„Von jedem Rheinufer⸗Staate wird jaͤhrlich ein Bevollmaͤchtigter 
„zur Central: Kommiffion abgeordnet.“ 

„Dieſe Bevollmächtigten vereinigen ſich regelmäßig jedes Jahr am 
„erſten September zu Mainz, und muͤſſen ihre Geſchaͤfte innerhalb eines 
„Monats beendigen Sind dieſer Geſchaͤfte zu viel, als daß ſie in einem 
„Monate beendigt werden könnten, fo haben fie über die Anberaumung 
„ Sitzung nach Vorſchrift des Art. 94. zu be⸗ 
„ ſchließen. 


XVier Supplementaire⸗Artikel. 

„Die Central-Kommiſſion iſt ermächtigt, die Ausnahmen von dem 
„Oberlaſt⸗Verbote, je nach dem Beduͤrfniſſe des Handels und der 
„Schiffahrt, zu vermehren oder zu vermindern und die Bedingungen 
„dafür feſtzuſetzen und zu modifiziren.“ r 

„Die alſo auf Grund des Art. 94. der Konvention und unter 
„Gutheißung ſaͤmmtlicher Regierungen, genommenen Beſchluͤſſe haben, 
„nach vorhergegangener Bekanntmachung in den reſpektiven Uferſtaaten, 
„ für alle Betheiligten, fo wie auch für die Rheinzoll⸗Richter, dieſelbe 

„Kraft und Geltung, wie Supplementaire-Artikel.“ 
vereinigt hat, ſo wollen Wir auf den Uns daruͤber gehaltenen Vortrag die bei⸗ 
Jahrgang 1842. (Nr. 2234 — 2235.) 5 den 
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den vorſtehenden Supplementaire-Artikel hierdurch genehmigen, auch Unferen 
Behoͤrden und Unterthanen, ſo weit es dieſe angeht, befehlen, ſich genau dar⸗ 
nach zu richten. . 

Zu mehrerer Beglaubigung haben Wir gegenwaͤrtige, zur Niederlegung 
in das gemeinſchaftliche Archiv der Central⸗Kommüſſton beſtimmte Genehmigungs⸗ 
Urkunde Allerhoͤchſt eigenhaͤndig unterſchrieben und mit Unſerem Koͤniglichen In⸗ 
ſiegel verſehen laſſen. 

So geſchehen und gegeben zu Berlin, den 8. Oktober 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Werther. 


V. Genehmigungs⸗Urkunde iſt am 15. Dezember 1841. in das zu 
Mainz befindliche Archiv der Central-Kommiſſion fuͤr die Rheinſchiffahrt nie⸗ 
dergelegt worden. 

Berlin, den 25. Januar 1842. 


Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 
f Frh. v. Werther. 
In Vertretung des Geheimen Staats- und Kabinetsminiſters Grafen von Maltzan. 
— — —2— 


(Nr. 2235.) Verordnung in Betreff der bürgerlichen Rechte beſcholtener Perſonen in den mit 
der Städteordnung vom 19. November 1808. beliehenen Städten der Pro⸗ 
vinz Preußen. D. d. den 18. Dezember 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ıc. 


Auf den Antrag Unſerer getreuen Staͤnde der Provinz Preußen und nach 
dem Gutachten Unſeres Staatsminiſteriums haben Wir beſchloſſen, die in der 
Deklaration vom 8. April 1823. ertheilte Beſtimmung uͤber die bürgerlichen Rechte 
beſcholtener Perſonen, welche ſpaͤter auch in die Zuſammenſtellung der Ergaͤn⸗ 
zungen zur Staͤdteordnung vom 14. Juli 1832. e iſt, fuͤr 
die Provinz Preußen folgendermaßen zu erläutern und zu modifiziren: 

1) Es bewendet dabei, daß die Verſagung des nachgeſuchten Buͤrgerrechts 
und die Ausſchließung von dem ſchon gewonnenen in allen durch die 
Staͤdteordnung vom 19. November 1808. angegebenen Fällen nur 
auf die Ausſchließung von den buͤrgerlichen Ehrenrechten, von Stimm⸗ 
fähigkeit und Waͤhlbarkeit ſich bezieht, auf Grundbeſitz und Gewerbe⸗ 
betrieb aber von keinem Einfluffe ift. 

Es ſol aber den hiernach ausgeſchloſſenen Perſonen fernerhin auch der 

Buͤrgertitel und der Buͤrgerbrief verſagt werden. Perſonen dieſer Art, 

welche Grundſtuͤcke beſitzen oder ein Gewerbe betreiben wollen, a 
1 


2 
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ſich an den Magiſtrat der Stadt zu wenden, welcher ihnen, wenn nicht 
andere geſetzliche Gruͤnde entgegenſtehen, ein Zeugniß zu ertheilen hat, 
daß ihnen hinſichtlich des Grundbeſitzes und Gewerbebetriebes kein all⸗ 
gemeines Hinderniß im Wege ſtehe. Dieſes Zeugniß, fuͤr welches die 
gewoͤhnlichen Buͤrgerrechtsgelder von demjenigen, der ſie nicht bereits 
früher bezahlt hat, zu entrichten find, vertritt Behufs der Legitimation 
des Betheiligten zum Grundbeſitz und Gewerbebetriebe die Stelle des 
Buͤrgerbriefs. Auf Gewerbe, welche nach den Geſetzen ein beſonderes 
Vertrauen und beſondere Erlaubniß vorausſetzen, hat dies Zeugniß 
keinen Einfluß. 

3) Die Stadtverordneten bleiben berechtigt, auf Perſonen dieſer Art die 
Beſtimmungen der $$. 202 — 204. der Staͤdteordnung vom 19. No⸗ 
vember 1808. anzuwenden. 

4) Den Stadtverordneten verbleibt die Befugniß, in ſolchen Faͤllen, in 
welchen nach F. 21. und 39. der Staͤdteordnung die Verſagung und 
Entziehung des Buͤrgerrechts auf ihren Para Mate gefunden hat, 
bei der Ueberzeugung von der Beſſerung der Betheiligten dieſen An: 
trag zuruͤckzunehmen, worauf der Magiſtrat nachtraͤglich das Buͤrger⸗ 
recht ertheilen kann. 

Dagegen kann in den Faͤllen, in welchen die Verſagung oder 
Entziehung des Buͤrgerrechts unmittelbare geſetzliche Folge eines Ver⸗ 
brechens iſt, die Zulaſſung zum Buͤrgerrechte nur in Folge einer von 
Uns ertheilten Begnadigung Statt finden. 5 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 

tem Koͤniglichen Inſiegel. f 
Gegeben Berlin, den 18. Dezember 1841. 


(I. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


v. Boyen. v. Kamptz. Muͤhler. v. Rochow. v. Nagler. 
v. Ladenberg. Rother. Graf v. Alvensleben. Eichhorn. 
v. Thile. Graf v. Maltzan. Graf zu Stolberg. 


(Nr. 2236.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom A. Januar 1842. die Erhöhung der Salzpreiſe 
in den Kreiſen Schleuſingen und Ziegenrück betreffend. 


D. die zum Thuͤringiſchen Zoll und Handelsvereine gehörigen Staaten, um 
den desfallſigen, beim Abſchluß der Sb der eg ertheilten uſiche⸗ 
rungen zu entſprechen, wegen einer Erhoͤhung der Salzpreiſe uͤbereingekommen 
find, fo beſtimme Ich, auf Ihren Bericht vom 29. November 1841., daß von 
Publikation dieſer Order ab auch in den, zum Thuͤringiſchen Vereine gehörigen 
Kreiſen Schleuſingen und Ziegenruͤck das Salz aus den oͤffentlichen Verkaufs⸗ 


(Nr. 2235 — 2237.) el⸗ 
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ſtellen für den um einen Thaler erhoͤheten Preis von 11 Kthlr. für die Tonne 
von 405 Pfd. verkauft werden ſoll, und weiſe Sie an, dieſe Meine Order zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. Ä 1 22 
Berlin, den 4. Januar 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats- und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


(Nr. 2237.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom F. Januar 1842., betreffend die Ausbringung 
eines Präkluſiv-Termins zur Einlöfung der älteren Kur- und Neumärki⸗ 
ſchen Zins⸗Koupons und Zinsſcheine aus der Zeit vor dem 1. Januar 1822. 


D. die Einloͤſung der über die ruͤckſtaͤndigen Zinſen von den Kur- und Neu: 
maͤrkiſchen ſtaͤndiſchen Obligationen und Interimsſcheine aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1822. von den ehemaligen ſtaͤndiſchen Komitéen der Kur- und der 
Neumark, ſowie von der Kurmaͤrkiſchen Kriegsſchulden⸗Kommiſſion und der 
Hauptverwaltung der ee ausgefertigten Zinskoupons und Zinsſcheine 
den Verordnungen vom 17. Dezember 1821. und vom 7. Februar 1826. ge⸗ 
maͤß, ſoweit bewirkt iſt, daß nur noch ein unbedeutender Ueberreſt dieſer Papiere 
im Umlauſe ſeyn kann, fo ermaͤchtige Ich nunmehr die Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden hierdurch, Behufs des gaͤnzlichen Abſchluſſes dieſes Rechnungs- 
titels, die Inhaber von dergleichen Zinskoupons und Zinsſcheinen noch einmal, 
und zwar durch die Amtsblaͤtter ämmtlicher Regierungen, ſowie durch die von 
ihr auszuwaͤhlenden geleſenſten Provinzialzeitungen aufzufordern, daß ſie dieſel⸗ 
ben binnen einer Friſt von ſechs Monaten, vom Tage des Aufrufs an, zur baa⸗ 
ren Realiſation bei der Kontrole der Staatspapiere einreichen. Nach dem Ab⸗ 
laufe dieſer Friſt hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden die Eule ung 
dieſer Papiere gänzlich zu ſchließen, und ſollen die alsdann nicht zur Einloͤſung 
praͤſentirten Kur- und Neumdrkifhen Koupons und Scheine uͤber Rn von 
Kurmaͤrkiſchen ſtaͤndiſchen Obligationen und von Neumaͤrkiſchen Interimsſcheinen 
aus der Zeit vor dem 1. Januar 1822. erlo chen und gaͤnzlich werthlos ſeyn. 
Gegenwaͤrtige Beſtimmungen ſind durch die Geſetz⸗Sammlung zur Sffenehichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 5. Januar 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


